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Die PISA-Studien zeichnen ein düsteres Bild des deutschen Bildungssystems. Eine über-
durchschnittlich hohe Anzahl an Schülern kann am Ende der Pflichtschulzeit nicht richtig 
lesen.  Die Leistungsunterschiede zwischen Kindern unterschiedlicher sozialer und ethni-
scher Herkunft sind so groß wie in keinem anderen Land (Baumert/Schümer 2001; Bau-
mert/Stanat/Watermann  2006).  Und  schließlich  lassen  auch  die  Leistungen  der  besten 
Schüler im internationalen Vergleich zu wünschen übrig (dazu auch Köller 2007, S. 20ff). 
PISA hat sich nicht mit dem Phänomen der Hochbegabung im strengen Sinne befasst. Nicht 
zuletzt auf Grund der PISA-Ergebnisse jedoch hat sich in Deutschland die Ansicht verbrei-
tet, bisher sei zu wenig für die Gruppe der besonders begabten Schüler getan worden. Die 
Debatte dreht sich mehrheitlich darum, wie besondere Begabungen erkannt und gefördert 
werden können, aber dabei schwingen stets normative Fragen mit, die selten präzise artiku-
liert und beantwortet werden. Im Folgenden soll deshalb untersucht werden, ob die Förde-
rung Hochbegabter, insbesondere im gymnasialen Bereich, mit der Idee der Bildungsgerech-
tigkeit vereinbar ist. Im ersten Teil werden verschiedene Rechtfertigungen für die besondere 
Förderung Begabter unter die Lupe genommen. In manchen Fällen wird ein  individueller  
Anspruch auf Förderung postuliert (1.1), in anderen wird eher mit dem zu erwartenden so-
zialen Nutzen argumentiert (1.2). Der zweite Teil wendet sich einem möglichen Einwand zu: 
Demnach sind Förderungsprogramme für Hochbegabte moralisch problematisch, weil sie 
bestehende Ungleichheiten verstärken. 
1 Die Rechtfertigung der Förderung besonders Begabter
1.1 Individueller Anspruch
Die Förderung Hochbegabter könnte damit gerechtfertigt werden, dass jedem Individuum, 
also auch dem Hochbegabtem, das  Recht auf  eine optimale Entfaltung seiner Potenziale zu-
kommt. Wenn dies im gewöhnlichen Unterricht nicht gewährleistet ist, müssen besondere 
Bildungsangebote – sei es für besondere schwache oder besonders starke Schüler – geschaf-
fen werden. Das Prinzip, auf  [272] dem diese Argumentation beruht, wurde bereits von 
Amy Gutmann (1987, S. 128ff) als  maximalistisch kritisiert, da sich die daraus ergebenden 
Ansprüche kaum begrenzen lassen.
Zum einen ist dadurch nicht festgelegt, welche Potenziale überhaupt förderungswürdig 
sind. Selbstverständlich bezieht sich diese Forderung nur auf wertvolle Potenziale, aber auch 
diese können vom Bildungssystem nur zum Teil entwickelt werden. Kein Kind kann den 
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Anspruch stellen, dass im Rahmen der Schule auf alle seine Begabungen angemessen einge-
gangen wird.
Zum anderen ist unklar,  bis zu welchem Niveau diejenigen Fähigkeiten gefördert werden 
müssen, die als schulisch relevant gelten. Die maximalistische Auffassung scheint zu for-
dern, dass kein Aufwand gescheut werden darf, wenn eine weitere Steigerung des Kompe-
tenzniveaus bei einem Kind als möglich erachtet wird. Damit jedoch wird das Bildungssys-
tem zu einem Fass ohne Boden, da wohl immer noch mehr getan werden könnte, um indivi-
duellen Potenzialen zur Entfaltung zu verhelfen. Andere staatliche Aufgaben, vom Straßen-
bau bis zur Gesundheitsversorgung, würden zurückgedrängt, wenn der individuelle An-
spruch auf eine optimale Entwicklung von Potenzialen anerkannt würde.
Die  genannten Auffassung ist  zu unterscheiden von einer  Konzeption von Chancen-
gleichheit, welche fordert, dass Personen mit gleichen (natürlichen) Potenzialen die Chance 
haben sollen, das gleiche Kompetenzniveau zu erreichen.1 Diese ist nicht maximalistisch, da 
sie nicht optimale, sondern gleiche Entwicklung von Potenzialen fordert. Gleichheit soll je-
doch nur zwischen Personen mit gleichen Potenzialen herrschen: Denkt man sich Gruppen 
von Personen mit gleichen Potenzialen,  so scheint  es kein Problem zu sein,  wenn diese 
Gruppen untereinander ungleich behandelt werden, wenn also zum Beispiel die wenig Be-
gabten kaum, die Hochbegabten aber sehr stark gefördert werden. Auch das Umgekehrte 
scheint durchaus mit dieser Konzeption von Chancengleichheit vereinbar. Chancengleich-
heit in diesem Sinne verhindert also ungleiche Chancen unter den Hochbegabten, sagt aber 
nichts  darüber  aus,  ob  besondere  Fördermaßnahmen angezeigt  sind (ähnlich  Brighouse 
2000, S. 128).
Haben besonders Begabte also keinen moralischen Anspruch auf spezielle Förderung? 
Folgende Argumentation kann einen solchen Anspruch meines Erachtens begründen: Be-
kanntlich fühlen sich viele Hochbegabte im regulären Unterricht unterfordert.  Sie leiden 
unter Langeweile, sind dadurch frustriert,  stören den Unterricht oder werden zu schuli-
schen Minderleistern. Dies lässt sich mit Hilfe eines von Helmut Fend (1998, S. 323) entwi-
ckelten Modells leicht erklären: Da das Unterrichtsangebot und die individuellen Lernvor-
aussetzungen nicht zusammenpassen, fällt es den Lernenden schwer, das Angebot sinnvoll zu 
[273] nutzen. Um die  Leiden besonders Begabter im regulären Unterricht zu lindern – und 
um die Gefahr des underachievement zu mindern – sind besondere Maßnahmen angezeigt.
Dieser Auffassung ist auch Laura Purdy (2000), die aus der Perspektive einer konsequen-
zialistischen Moraltheorie argumentiert, deren grundlegende Forderung in der Maximierung 
des Gesamtwohls besteht. Purdy meint, die Folgen für das kollektive Wohl könnten maxi-
miert werden, wenn den besonders Begabten das Überspringen von Klassen (acceleration) 
1 Eine ähnliche Auffassung wird unter anderem von John Rawls (1971/1979) vertreten, der in diesem Zu-
sammenhang von fairer Chancengleichheit spricht (vgl. dazu auch Abschnitt 2 dieses Aufsatzes). 
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ermöglicht werde. Die alternative Strategie des  enrichment hingegen lehnt sie ab, weil sie 
zum einen nicht effizient und zum anderen deutlich teurer sei als das Überspringen von 
Klassen. Hier wird deutlich, dass das konsequenzialistische Denken sich in hohem Masse 
auf  empirische  Befunde  oder  Annahmen  zur  Effizienz  gewisser  Maßnahmen  verlassen 
muss: Selbstverständlich müsste Purdy ihr moralisches Urteil sogleich ändern, wenn ihr auf-
gezeigt werden könnte, dass ihre  empirischen Annahmen unhaltbar sind. So ist klar, dass 
Akzeleration,  für  sich genommen,  kaum erfolgreich  sein  kann,  da  hochbegabte  Kinder, 
wenn auf Enrichment verzichtet wird, auch in der neuen Klasse bald wieder unterfordert 
sein werden (dazu auch Fischer 2006, S. 70f). 
1.2 Sozialer Nutzen
Aus konsequenzialistischer Sicht bietet es sich an, Fördermaßnahmen für Begabte mit dem 
zu erwartenden sozialen Nutzen zu rechtfertigen, eine Strategie, die Purdy nur am Rande 
erwähnt. Wie sich an der aktuellen deutschen Diskussion zeigt, sind demokratische Gesell-
schaften bereit,  finanzielle  Ressourcen in Fördermaßnahmen,  allenfalls  in die  Gründung 
von „Eliteschulen“, zu investieren, wenn sie erwarten, dass dies im gesamtgesellschaftli-
chen Interesse ist. Barry Bull (1985; 2000) allerdings bezweifelt, dass diese Erwartungen in 
jedem Fall gerechtfertigt sind.
Zum einen äußert er die Vermutung,  von Investitionen in Begabtenförderung würden 
primär die Begabten selbst profitieren. Die erworbenen Kompetenzen kommen ihnen dem-
nach beim Streben nach sozialem Status und finanziellen Belohnungen zu Gute, ohne dass 
die Gesellschaft notwendig davon profitiert. Hier kann zunächst darauf hingewiesen wer-
den, dass – gemäss dem marktwirtschaftlichen Denken – individuelles Gewinnstreben und 
sozialer Nutzen sich keineswegs gegenseitig ausschließen. Gemäß dieser Sichtweise besteht 
kein Problem darin, wenn Begabte ihre Talente ausschließlich als  privates Kapital betrach-
ten, welches zur persönlichen Nutzenmaximierung eingesetzt wird. Von den Eliten eines 
demokratischen Gemeinwesens jedoch wird anderes erwartet:  [274] Diese sollen, wie Rawls 
(1971/1975, S. 122) es ausdrückt,  ihre Fähigkeiten auch als „Gemeinschaftssache“ (common 
asset) betrachten: „Wer von der Natur begünstigt ist, sei es, wer es wolle, der darf sich der 
Früchte nur soweit erfreuen, wie das auch die Lage der Benachteiligten verbessert“ (ebd.).2 
Ganz in diesem Sinne fordert Elizabeth Anderson (2007), in den zukünftigen Angehörigen 
der Elite müsse ein Verantwortungsgefühl für die Gesamtgesellschaft und Sensibilität für 
die Belange der Benachteiligten geweckt werden.
2 Diese Formulierung ist in den Kontext von Rawls‘  Unterschiedsprinzips zu stellen, welches soziale und 
ökonomische Ungleichheiten erlaubt, sofern sie auch den Schlechtestgestellten zu Gute kommen. Damit 
ist der Schritt von einem rein konsequenzialistischen zu einem egalitaristischen Theoriekonzept getan 
(vgl. dazu die Überlegungen im zweiten Teil).
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Barry Bull argumentiert zweitens, es sei unmöglich, bereits im Kindes- oder Jugendalter 
diejenigen Personen zu identifizieren, die später zu großartigen Leistungen fähig sind. Ge-
mäß Bull weisen viele außergewöhnliche Persönlichkeiten, sei es in Kunst, Literatur, Wis-
senschaft oder Politik, keineswegs einen hohen Intelligenzquotienten auf. Umgekehrt wür-
den nicht alle Kinder mit überdurchschnittlicher Intelligenz im Erwachsenenalter besonde-
re Leistungen erbringen. Dem hält Detlef Rost (2000, S. 20) entgegen, die Bestimmung der 
allgemeine Intelligenz eigne sich hervorragend zur Prognose der späteren Leistungsfähig-
keit in unterschiedlichen Bereichen, auch in kreativen Tätigkeitsfeldern. Gemäß Rost erbrin-
gen zwar nicht alle schulisch Hochbegabten später außergewöhnliche Leistungen, weil da-
für noch eine ganze Reihe anderer Faktoren – etwa Persönlichkeitsmerkmale oder „Glück“ - 
eine  Rolle  spielen.  Seiner  Meinung  nach  erhöht  Begabtenförderung  aber  immerhin  die 
Wahrscheinlichkeit, dass solche Leistungen erbracht werden. Dies schließt aber nicht aus, 
das Höchstleistungen auch von Normalbegabten erbracht werden können. Ein Problem – 
auch hinsichtlich der sozialen Effizienz – kann entstehen, wenn Begabtenförderung auf Kos-
ten der weniger Begabten betrieben wird.
Die Gesellschaft erhofft sich von Hochbegabten nicht nur wissenschaftlichen oder künstleri-
schen Fortschritt, sondern erwartet auch, dass einige von ihnen dem Kollektiv in wirtschaft-
lichen oder politischen Führungspositionen dienen. Hier stellt sich allerdings die Frage, ob 
die bestehenden Strukturen Hochbegabten den Aufstieg in diese Positionen überhaupt er-
lauben. Im ökonomischen Bereich ist dies gemäss den Untersuchungen Michael Hartmanns 
(2002) nicht der Fall:  Deutsche Großunternehmen rekrutieren ihr Führungspersonal  vor-
nehmlich aus den obersten sozialen Schichten. Solange wirtschaftliche Spitzenkräfte nicht 
nach dem Leistungsprinzip ausgewählt  werden,  kann Begabtenförderung in diesem Be-
reich ihre Wirkung kaum entfalten. Bei der Vergabe politischer Spitzenämter ist die soziale 
Herkunft der Bewerber nach Hartmann von weit geringerer Bedeutung als in der Wirt-
schaft. Auch hier allerdings sind [275] Zweifel angebracht, ob die bestehenden Auswahlver-
fahren – etwa demokratische Wahlen oder innerparteiliche Machtkämpfe – den kognitiv 
Hochbegabten tatsächlich größere Chancen einräumen als Normalbegabten, in eine solche 
Position zu gelangen. Sowohl in der Wirtschaft, als auch in der Politik ist die Führungs-
schicht nicht notwendig als „Leistungs-Elite“ zu sehen, und bezogen auf diesen Bereich ist 
die Wirkung spezieller Förderprogramme äußert begrenzt.
2 Gleichheit und Gerechtigkeit
Das  konsequenzialistische,  nutzenorientierte  Denken  ist  wenig  sensibel  für  Fragen  der 
Gleichheit: Wenn Begabtenförderung dem Gesamtwohl dient, so ist sie ungeachtet allfällig 
entstehender Ungleichheiten moralisch gerechtfertigt. Damit aber gerät der Konsequenzia-
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lismus in Konflikt mit gewissen moralischen Alltagseinstellungen, die auch in der Debatte 
um Förderprogramme  für  Hochbegabte  aktiviert  werden:  Vorbehalte  gegen solche  Pro-
gramme speisen sich häufig aus der Annahme, sie seien mit dem Ideal der Gleichheit unver-
einbar. Dabei muss allerdings genauer nachgefragt werden,  welche Arten von Ungleichheit 
primär als bedenklich eingestuft werden. Eine mögliche Antwort lautet, dass Ungleichhei-
ten im Bildungssystem verhindert werden müssen, weil ansonsten Chancen-Ungleichheiten 
im  Wettbewerb  um  attraktive  soziale  Positionen  und  materielle  Ressourcen  entstehen. 
Spricht man von Chancengleichheit im Wettbewerb um Positionen, so ist damit meist ge-
meint,  dass diese nach dem  Leistungsprinzip vergeben werden sollen:  Nicht soziale Her-
kunft,  Geschlecht,  Hautfarbe oder Religion sollen im Selektionsprozess ausschlaggebend 
sein, sondern allein Qualifikation und Eignung des Kandidaten. Von einer fairen Anwen-
dung dieses Prinzips allerdings wird man kaum sprechen können, wenn die Chancen zum 
Erwerb der nötigen Qualifikationen höchst ungleich verteilt sind. Aus dieser Einsicht er-
wächst die Forderung nach Gleichheit oder Chancengleichheit im Bildungswesen. Entschei-
dend – und nicht einfach zu einfach zu beantworten – ist jedoch die Frage, im Hinblick wor-
auf hier Gleichheit herrschen soll. Nur wenn dies klar ist, kann entschieden werden, ob die 
Förderung Hochbegabter tatsächlich dem Ideal der Gleichheit widerspricht.
2.1 Gleichheit und Chancengleichheit im Bildungssystem
Das Ideal  der  Gleichheit  ist  offensichtlich verletzt,  wenn für  die  Hochbegabten deutlich 
mehr  Ressourcen aufgewendet werden als für andere Schülergruppen. Eine Konzentration 
der Bildungs-Anstrengungen auf diejenigen Schüler,  von  [276] denen der größte soziale 
Nutzen erwartet wird, würde alle anderen vermutlich in gravierender Weise benachteili-
gen. Andererseits ist Ressourcen-Gleichheit wohl kaum ein angemessenes Kriterium für Bil-
dungsgerechtigkeit, denn dies würde ausschließen, dass beispielsweise für Kinder mit ge-
netisch oder sozial bedingter Lernschwäche zusätzliche Ressourcen beansprucht werden 
könnten. 
Ebenfalls unbefriedigend ist die Forderung, alle Schüler sollten Zugang zu den gleichen Bil-
dungsangeboten haben. Dies wäre unvereinbar mit besonderen Angeboten für Hochbegabte 
oder Benachteiligte. Vor allem ist damit nichts über die Ausgestaltung dieser Bildungsange-
bote ausgesagt, vor allem darüber, inwieweit die spezifischen Bedürfnisse unterschiedlicher 
Schülergruppen  berücksichtigt  werden.  Ohnehin  erscheint  die  Qualität  des  Unterrichts 
nach diesem Modell als irrelevant: Gleichheit kann auch durch eine Angleichung der Quali-
tät gegen unten erreicht werden.
Der zuletzt genannte Kritikpunkt trifft selbstverständlich auch die Forderung nach glei-
chen Bildungsresultaten: In der Tat scheint diese nur umsetzbar, wenn sich die Leistungen 
der Begabten denjenigen der anderen Schüler anpassen. Nach diesem Modell müssten die 
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Benachteiligten stark gefördert, die talentierten und motivierten Schüler hingegen zurück-
gebunden werden. Damit würde man nicht nur das schulische Wohlergehen dieser Schüler 
gefährden, sondern wohl auch den sozialen Nutzen mindern. An dieser Stelle kann auch 
das von Rawls (1971/1975, S. 96) vorgeschlagene Unterschiedsprinzip erwähnt werden, wel-
ches soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten erlaubt, sofern sie auch den Schlechterge-
stellten zu Gute kommen. Bezogen auf den vorliegenden Kontext bedeutet dies, dass Un-
gleichheiten des Kompetenzniveaus von den weniger Begabten hingenommen werden soll-
ten, weil auch sie von den Leistungen der Begabten profitieren werden.
Dem Unterschiedsprinzip vorgeordnet ist in Rawls‘ Theorie das Prinzip der fairen Chan-
cengleichheit, welches gleiche soziale Erfolgsaussichten für Personen mit gleichen natürli-
chen Anlagen und Motivationen vorsieht (ebd., S. 93ff; S. 146; vgl. auch Arneson 1999). Be-
zogen auf das Problem der Bildungsgerechtigkeit bedeutet dies wohl, dass die Bildungsre-
sultate von Personen deren natürliches Potenzial – sowie deren Motivationslage – wider-
spiegeln sollten. Alle sozialen Benachteiligungen beim Erwerb von Kompetenzen und beim 
Zugang zu Bildungsangeboten sollten demnach neutralisiert werden. 
Soziale Benachteiligungen sind nicht zuletzt im Bereich der Begabtenförderung festzu-
stellen.  Unter  den  als  hochbegabt  identifizierten  Kindern  und  Jugendlichen  finden sich 
überdurchschnittlich viele aus privilegierten Schichten. Offensichtlich weisen diese bereits 
beim Schuleintritt  und während ihrer ganzen schulischen Laufbahn im Durchschnitt  ein 
deutlich höheres Niveau in den relevanten Kompetenzen auf als die Angehörigen unterer 
Schichten. Dies wird meist mit [277] familiären „Prozessmerkmalen“ (Watermann/Baumert 
2006) erklärt, also mit der sozialen und kulturellen Praxis der Familien. Offensichtlich sind 
die „Familienkulturen“ bildungsnaher Familien in einer Weise ausgestaltet, welche die Ent-
wicklung schulbezogener Kompetenzen – und entsprechender Werthaltungen und Motiva-
tionen – begünstigen. 
Zu diesen Ungleichheiten kommt aber hinzu, wie Margrit Stamm (2007b) hervorhebt, 
dass bereits die Identifikation von Begabten von sozialen und kulturellen Vorurteilen geleitet 
ist. Dabei sind zwei Aspekte zu unterscheiden: Zum einen äußert Stamm (ebd., S. 232) die 
Vermutung, dass gängige Konzepte von Hochbegabung kulturell bestimmt seien und des-
halb Angehörige anderer Kulturen benachteiligten. Dies gilt ihrer Auffassung nach insbe-
sondere dann, wenn nicht nur allgemeine Intelligenz, sondern auch Kreativität und Motiva-
tion als Aspekte von Hochbegabung gesehen werden: Gerade diese Faktoren ließen unter-
schiedliche kulturelle Interpretationen zu. Offen ist, inwiefern dies nicht nur für ethnische 
Minderheiten, sondern auch für sozial Benachteiligte gilt: Ist es angemessen zu sagen, diese 
verfügten über eine schichtspezifische Kultur, deren Werte auch in Begabungskonzepte ein-
fließen sollten? Von der Frage der Definition besonderer Begabung ist das Problem der Dia-
gnostik zu unterscheiden. Hier jedenfalls sind nicht nur Kinder mit Migrationshintergrund, 
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sondern allgemein die Angehörigen unterer Schichten benachteiligt, da die dem gängigen 
Begabungskonzept entsprechenden Fähigkeiten bei ihnen weniger häufig erkannt werden.3 
Ähnlich bestätigte kürzlich die IGLU-Studie (Bos et al. 2004), dass Grundschullehrer sich 
bei der Diagnose der Leistungsfähigkeit ihrer Schüler von Vorurteilen leiten lassen: Sie un-
terschätzen die Fähigkeiten sozial benachteiligter Schüler systematisch und erteilen ihnen 
markant seltener eine Empfehlung fürs Gymnasium als den Kindern aus mittleren und obe-
ren Schichten.
Die hier erwähnten Benachteiligungen zeigen sich überall dort, wo Hochbegabte identifi-
ziert werden müssen, um in gesonderten Programmen oder Institutionen unterrichtet wer-
den zu können: Erstens sind sozial Benachteiligte im Durchschnitt weniger häufig hochbe-
gabt als Kinder aus bildungsnahen Schichten. Zweitens ist aber, was als Leistung oder Bega-
bung – und damit als Eignung für ein Förderprogramm oder eine Spezialschule – eingestuft 
wird, abhängig von kulturellen Bewertungen. Aus diesen Vorstellungen von schulischer 
Begabung speisen sich die Anforderungsprofile, welche von Elite-Gymnasien oder Elite-Uni-
versitäten entwickelt werden, und die bestimmen, welche Schüler und Studierenden [278] 
an die jeweilige Institution passen. Drittens sind Kinder aus unteren Schichten auch dann be-
nachteiligt, wenn ihre Leistung dem Anforderungsprofil eines Förderprogramms oder einer 
Schule entspricht. Dies nämlich wird von Lehrpersonen häufig nicht wahrgenommen. Dar-
auf aufbauend muss ein  vierter Punkt erwähnt werden: Es ist oft festgestellt worden, dass 
sich Schüler und Eltern aus unteren Schichten deutlich seltener für höhere Bildung ent-
scheiden als Angehörige bildungsnaher Schichten. Dies dürfte sich gerade auch beim Zu-
gang zu Institutionen auswirken, die für sich einen elitären Charakter in Anspruch nehmen. 
Werner Helsper (2006, S. 183) etwa vermutet, dass „die ‚schweren‘ Gymnasien mit großem 
Ruf Schüler aus weniger bildungsprivilegierten Milieus eher abhalten, weil hier die Investi-
tion in das ‚schulische Spiel‘ zu hohe Risiken und zu große Anstrengungen erfordert“. Der 
Verweis  auf Risiken und Anstrengungen bezieht sich auf  das entscheidungstheoretische 
Modell Boudons, nach dem Eltern und Schüler bei Laufbahn-Entscheidungen eine Kosten-
Nutzen-Analyse vornehmen, deren Ergebnis stark von ihrem Sozialstatus abhängt. Für so-
zial schwache Familien fallen einerseits die ökonomischen Kosten höherer Bildung stärker 
ins Gewicht als für privilegierte Familien, zum anderen schätzen sie die Risiken des Schei-
terns als größer ein. Zudem ist für sie der Erhalt ihres sozialen Status auch ohne höhere Bil-
dung möglich. Wenn Helsper Gymnasien als „Institutionen-Milieu-Komplexe“ bezeichnet, 
greift er damit allerdings nicht auf Boudon (1974) zurück, sondern auf die einflussreichen 
3 Eine von von Stamm (2007a) durchgeführte Längsschnittstudie belegt übrigens einen überraschend ho-
hen  Anteil  Hochbegabter  aus  unteren  Schichten.  Untersucht  wurde  die  schulische  Entwicklung  von 
Frührechnern und Frühlesern: Immerhin 29% dieser Kinder, die sich allerdings längst nicht alle als hoch-
begabt erwiesen, kommen aus bildungsfernen Schichten. Von den als hochbegabt eingestuften Kindern 
der untersuchten Gruppe stammt ein Viertel aus bildungsfernen Familien.
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Forschungen Pierre Bourdieus (1972/1973) zur Weitergabe von kulturellem Kapital durch die 
Entwicklung  eines  milieuspezifischen  Habitus:  Die  familiären  Herkunftsmilieus  von  Ju-
gendlichen, schreibt Helsper, „‚passen‘ [...] mehr oder weniger gut zu dem  jeweils institu-
tionell geforderten sekundären Schülerhabitus der jeweiligen Schule“ (Helsper 2006, S. 183). 
Diese Annahme lässt sich in Boudons Modell insofern integrieren, als mangelnde kulturelle  
Passung zu den Risiken gehört, die bildungsferne Familien bei Schullaufbahn-Entscheidun-
gen in ihr Kalkül einbeziehen müssen: Eltern, die ihre Kinder auf eine Schule schicken, de-
ren Kultur eine große Distanz zur eigenen Familienkultur aufweist, erhöhen damit das Risi-
ko des schulischen Scheiterns.
Interessante Hinweise zu diesem Problem liefern auch Untersuchungen zur Umsetzung 
von Schulwahl-Modellen in Schweden (Bellmann/Waldow 2006 ;  Bellmann 2006).  Befür-
worter  der  freien Schulwahl  erwarten  davon nicht  nur  eine  Effizienzsteigerung im Bil-
dungsbereich, sondern teilweise auch einen Zuwachs an Bildungsgerechtigkeit: Im traditio-
nellen System nämlich sind finanzschwache Familien gezwungen, ihre Kinder in die Schu-
len ihres Wohngebiets zu schicken, auch wenn deren Qualität  zu wünschen übrig lässt. 
Schulwahl-Modelle eröffnen diesen Familien Chancen, die früher nur den Wohlhabenden 
offenstanden: In Stockholm etwa haben heute auch die unterprivilegierten Kinder, die [279] 
mehrheitlich in den Außenbezirken leben, Zugang zu den prestigeträchtigen Gymnasien 
der Innenstadt. Jedoch werden diese neuen Chancen von den sozial schwachen und zuge-
wanderten Familien kaum genutzt: Tatsächlich hat sich die soziale Segregation im Gymna-
sialbereich verstärkt, weil diejenigen der sozial gutgestellten Kinder, die nicht in wohlha-
benden  Bezirken  leben,  nun  vermehrt  in  die  Schulen  der  Innenstadt  pendeln 
(Bellmann/Waldow 2006, S. 198). 
Damit sind wohl die wichtigsten derjenigen Faktoren genannt, welche eine Unterrepräsen-
tation sozial Benachteiligter in Programmen und Institutionen für Hochbegabte bewirken. 
Gemäß Rawls‘ Konzeption, die weit verbreiteten Vorstellungen von Chancengleichheit ent-
spricht, müssten alle Benachteiligungen eliminiert werden, die aus diesen familiären und 
schulischen Faktoren entstehen.
Wie häufig bemerkt wurde, steht der vollständigen Beseitigung der familiären Hinder-
nisse das  Prinzip der Autonomie der Familie entgegen, welches Eltern die Berechtigung zu-
schreibt, die Lebensform ihrer Familie innerhalb gewisser Grenzen frei zu gestalten und Bil-
dungsentscheidungen für ihre Kinder – oder zusammen mit diesen – zu fällen. Will man 
keine gravierenden Einschränkungen dieses Prinzips in Kauf nehmen, so muss man akzep-
tieren,  dass  (faire)  Chancengleichheit  nur  in  Ansätzen  verwirklicht  werden  kann  (vgl. 
Rawls 1971/1975,  S.  94;  sowie  Fishkin 1983; Vallentyne/Lipson 1989; Munoz-Dardé 
1999; Swift 2005). Ohnehin aber stellt sich eine weitere Frage: Worin ist der moralische An-
spruch auf eine vollständige Neutralisierung familiär bedingter Ungleichheiten begründet? 
8
Begabtenförderung und Bildungsgerechtigkeit
Hier  könnte  man  auf  das  Verantwortungsprinzip zurückgreifen,  welches  sich  bereits  bei 
Rawls (1971/1975, S. 95) andeutet und von Philosophen wie Richard Arneson (1989) und 
Gerald Cohen (1989) zum Grundprinzip der Gerechtigkeitstheorie gemacht wird: Nach die-
sem Prinzip haben Personen die Folgen von Benachteiligungen, die nicht auf verantwortete 
Handlungen zurückgehen, nicht selbst zu tragen. Da Kinder für die Familienkultur, in die 
sie hineinwachsen, genausowenig verantwortlich sind wie für Bildungsentscheidungen, die 
ihre Eltern stellvertretend für sie treffen, müssen daraus entstehende Ungleichheiten neu-
tralisiert werden. Im selben Sinne unverantwortet sind jedoch auch naturbedingte schuli-
sche Benachteiligungen.
David Miller (2008) und Adam Swift (2005) erwägen, das Verantwortungsprinzip durch 
einen Grundsatz zu ersetzen, der Ungleichheiten dann für illegitim erklärt, wenn sie aus 
Merkmalen erwachsen, welche für die Person nicht konstitutiv sind.  Miller (2008, S. 22) er-
läutert: „The idea is to draw a line between the person and her circumstances, and say that 
equal opportunity obtains when the circumstances are the same for everyone along diffe-
rent dimensions“. Das bedeutet, dass niemand Kompensation für Benachteiligungen erwar-
ten kann, die aus Eigenschaften erwachsen, welche ihn als Person (in seiner körperlichen 
Verfasstheit,  seiner  Persönlichkeit  und  Identität)  konstituieren.  Abgesehen  davon,  [280] 
dass  zwischen  konstitutiven  und  nicht-konstitutiven  Merkmalen  kaum  schlüssig  unter-
schieden werden kann, ist zu vermuten, dass diese Regelung gerade im Bildungsbereich 
weitgehende  Benachteiligungen  unterprivilegierter  Schüler  legitimieren  würde:  Ausge-
schlossen wären vermutlich finanzielle Benachteiligungen, weil ökonomischer Wohlstand 
wohl den „Umständen“ zugerechnet werden kann. Anders sieht es aus,  wenn schlechte 
Schulleistungen auf  Motivationen und Werthaltungen zurückzuführen  sind,  welche  die 
Persönlichkeit oder Identität im Kern bestimmen. Während aus dem Verantwortungsprin-
zip zu starke Ansprüche erwachsen, begrenzt dieser alternative Vorschlag die moralischen 
Ansprüche Benachteiligter wohl zu stark.
Eine andere Rechtfertigung des Anspruchs auf Beseitigung familiärer Benachteiligung 
kann als meritokratisch in einem strengen Sinne bezeichnet werden. Demnach bilden die na-
türlichen Anlagen einer Person die Grundlage für die Zuschreibung von Verdienst (merit). 
Personen mit vorteilhaften Anlagen verdienen in diesem Sinne gewisse Belohnungen – ins-
besondere einen höheren sozioökonomischen Status als die weniger Talentierten.  Das Bil-
dungssystem hat dafür zu sorgen, dass die natürliche Hierarchie der Talente nicht durch-
einandergebracht wird.  Allerdings ist  es zweifelhaft,  ob natürliche Anlagen – anstatt  er-
brachter Leistungen – bereits als belohnenswertes Verdienst zu sehen sind. Ob Personen in 
der Lage sind, verdienstvolle Leistungen zu erbringen, hängt nicht zuletzt von ihrer Bil-
dung ab: Bildung schafft also erst die Grundlage für Verdienst, indem sie gewissen Poten-
zialen zur Entfaltung verhilft. Ob und inwieweit dies zu geschehen hat, lässt sich nicht mit 
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dem Hinweis auf eine in der Natur angelegte aristokratische Ordnung der Talente begrün-
den (vgl. auch Anderson 2004; Satz 2007).
Diese Überlegungen lassen Zweifel aufkommen, ob es angemessen ist,  die Idee der Bil-
dungsgerechtigkeit im Sinne von Rawls‘ fairer Chancengleichheit zu verstehen. Ein deutlich 
schwächeres Verständnis von Chancengleichheit lässt das Problem der ungleichen Bedin-
gungen des Aufwachsens ebenso beiseite wie die sozialen Ungleichheiten in Bezug auf Bil-
dungsentscheidungen. Stattdessen konzentriert es sich auf den Zugang zu attraktiven Bil-
dungsangeboten, zum Beispiel Förderprogrammen oder Schulen für Hochbegabte: Kinder 
mit gleichen Fähigkeiten (und Motivationen), so eine mögliche Formulierung, sollten unge-
achtet ihres Geschlechts oder ihrer sozialen, ethnischen und religiösen Zugehörigkeit glei-
chen Zugang zu diesen Angeboten haben. Damit reduziert sich Chancengleichheit auf eine 
Art Nicht-Diskriminierungs-Prinzip: Es ist sinnvoll, dieses nicht nur auf formale, sondern 
auch auf informelle, subtile Formen von Diskriminierung zu beziehen.4 Wie ich im Folgen-
den aufzeigen möchte, führt auch [281] dieses – ganz abgesehen davon, dass es nur einen 
geringen Teil der sozialen Benachteiligungen überhaupt berührt – nicht zu einem angemes-
senen Verständnis von Bildungsgerechtigkeit. 
Oben wurde deutlich, dass zwei unterschiedliche Hindernisse Kindern aus sozial schwa-
chen Familien den Zugang zur Begabtenförderung erschweren: Erstens sind Begabungs-
konzepte und entsprechend die Anforderungsprofile von Förderprogrammen und Institu-
tionen tendenziell  auf  die  Kultur  der  gebildeten  Mittelschichten  zugeschnitten,  zweitens 
wird die Eignung sozial benachteiligter Kinder auch dann häufig nicht erkannt, wenn sie 
dem jeweiligen Anforderungsprofil entsprechen. In vielen Fällen dürften sich diese beiden 
Probleme vermischen, nämlich dann, wenn nur gewisse Aspekte des Anforderungsprofils 
explizit gemacht werden, andere aber verdeckt bleiben. Wenn nun ein sozial benachteiligter 
Schüler trotz guter Leistungen nicht in ein Elite-Gymnasium gelangt, so vielleicht deshalb, 
weil er gewisse verdeckte Anforderungen nicht erfüllt. Das Prinzip der Chancengleichheit 
(als Nicht-Diskriminierung) fordert zweifellos, dass Anforderungen offengelegt und Schü-
ler gemäss diesen Anforderungen ausgewählt werden. Aber obwohl diesem Prinzip ver-
mutlich häufig zuwidergehandelt wird, erscheint es letztlich als äußerst schwach: Denn es 
sagt nichts darüber aus, wie Anforderungsprofile von Schulen beschaffen sein sollten. 
4 Ein Prinzip der umfassenden Nicht-Diskriminierung entwickelt Allen Buchanan (1995) in seiner Kritik von 
Rawls‘ Überlegungen zur Chancengleichheit. Er sieht dieses als angemessene Ausweitung dessen, was 
Rawls formale Chancengleichheit nennt. Buchanan allerdings vermeidet präzise Angaben dazu, welche Ar-
ten von Benachteiligung durch sein Prinzip verboten werden. Wie Larry Alexander (1992) aufzeigt, ist es 
ohnehin äusserst schwierig, moralisch problematische von unproblematischen Formen von Diskriminie-
rung zu unterscheiden. Dies gilt gerade mit Blick auf das Bildungssystem, wo unterprivilegierte Kinder 




Die Auffassung, wonach ausschließlich schulische Leistungsfaktoren die Anforderungen ei-
nes Gymnasiums bestimmen sollten, greift wohl zu kurz. In einer zunehmend diversifizier-
ten Bildungslandschaft sind Schulen zur Entwicklung eigener Profile angehalten, die sie von 
anderen unterscheidbar machen. Sie bemühen sich verständlicherweise darum, Schüler und 
Studierende anzusprechen, welche zu diesem Profil passen. Dabei erweist sich die Orientie-
rung an einem verengten Leistungskonzept nicht mehr als ausreichend. Die Überprüfung 
der  Eignung von Schülern – der „Passung“ von Schule und Schüler – verlangt nach einer 
umfassenden Betrachtungsweise, welche zum Beispiel auch Motivationen, Werthaltungen 
und Neigungen der Schüler einbezieht. Wenn man zulässt, dass schulische Anforderungs-
profile derartige Faktoren enthalten, ermöglicht man den einzelnen Institutionen, ihre Profi-
le in einer Weise auszugestalten, durch die Kinder niedriger Herkunft benachteiligt wer-
den. Dies dürfte etwa durch die Betonung klassischer Bildungsinhalte, zum Beispiel alte 
Sprachen oder  Philosophie,  zu  erreichen  sein.  Andererseits  aber  sind  unterprivilegierte 
Gruppen [282] gerade auch durch die herkömmliche Selektionspraxis benachteiligt. Diver-
sifizierung eröffnet grundsätzlich die Chance, besser auf die spezifischen Bedürfnisse von 
Gruppen einzugehen, welche in herkömmlichen Gymnasien und Universitäten nicht gut 
aufgehoben sind, obwohl sie durchaus das Potenzial zum Erwerb höherer Bildung hätten.
Von gleichen Chancen zu reden, ist vor dem Hintergrund der Diversifizierung von An-
forderungsprofilen zweifelhaft:  Die Forderung nach Chancengleichheit erscheint, wie ge-
sagt, als zu schwach, da sie nichts darüber aussagt, wie die Anforderungsprofile von Schu-
len ausgestaltet werden sollen. Bezieht man die Forderung nach Nicht-Diskriminierung je-
doch auf die Anforderungsprofile selbst, so ist unklar, was dies bedeuten müsste. Die Be-
schränkung auf „harte“ Leistungsfaktoren jedenfalls führt nicht dazu, dass niemand beim 
Zugang zu höherer Bildung benachteiligt ist.
2.2 Grundbildung statt Gleichheit?
Die Schwierigkeiten bei der Formulierung einer stimmigen Konzeption von Chancengleich-
heit lassen es ratsam erscheinen, sich nach einer Alternative umzusehen. Betrachtet man die 
aktuelle englischsprachige Debatte, so bietet sich eine Konzeption an, welche nicht gleiche 
Bildung oder gleiche Bildungschancen vorsieht, sondern ein  angemessenes Maß an Bildung 
für alle. Dies bedeutet zum Beispiel gemäss Amy Gutmann (1987), dass alle in Bezug auf 
zentrale Kompetenzen eine Schwelle überschreiten sollen, welche ihnen vollwertige Partizi-
pation an demokratischen Prozessen ermöglicht. Randall Curren (1995) spricht hingegen 
von einer Schwelle der sozialen Inklusion, während John White (1994) und Andrew Mason 
(2004) der Auffassung sind, jeder Person solle  autonomes Wohlergehen ermöglicht werden 
(vgl. dazu auch Giesinger 2007). All diese Ziele, so kann man annehmen, sind primär durch 
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eine gute Grundbildung zu erreichen. Kompetenz-Unterschiede oberhalb des Grundniveaus 
hingegen sind demnach moralisch hinnehmbar. 
Folgt man dieser Interpretation, so erübrigt sich die Diskussion derjenigen Ungleichhei-
ten, die durch Begabtenförderung und Eliteschulen geschaffen oder verstärkt werden. Wie 
hoch der Anteil der unterprivilegierten Kinder in Förderprogrammen ist, erscheint als irre-
levant, solange alle eine angemessene Grundbildung erhalten. Ebenso scheint es kein Ge-
rechtigkeitsproblem mit sich zu bringen, wenn Elite-Schulen privat finanziert und nur den 
Wohlhabenden zugänglich sind. Theorien der Grundbildung sind in diesem Sinne ignorant 
gegenüber Ungleichheiten im Bereich der Begabtenförderung und der  höheren Bildung. 
Dies bedeutet im Extremfall,  dass der Staat seine Bildungs-Investitionen auf den Bereich 
[283] der Grundbildung beschränken könnte, während er die gymnasiale, berufliche und 
universitäre Bildung privaten Investoren überließe.
Allerdings ist eine andere Lesart der soeben dargelegten Grundidee möglich. Dies wird 
deutlich, wenn man sich näher mit den Überlegungen von Elizabeth Anderson (1999; 2004; 
2007) und Debra Satz (2007; vgl. auch Liu 2006) beschäftigt. Die Grundzüge einer Schwel-
len-Konzeption der Bildungsgerechtigkeit entwickelt Anderson bereits in ihrem einflussrei-
chen Aufsatz What is the Point of Equality? aus dem Jahre 1999. Hier vertritt sie die Auffas-
sung,  die Grundfrage der Gerechtigkeitstheorie beziehe sich nicht auf die Verteilung von 
Gütern, sondern auf die Ausgestaltung von Beziehungen. Gemäß dem von ihr entwickelten 
Ansatz, den man als  Beziehungs-Egalitarismus bezeichnen könnte, soll eine Gesellschaft ge-
schaffen werden, in der sich alle als Gleiche begegnen können. Diese Forderung, die auf der 
Annahme des gleichen moralischen Werts aller Personen beruht, kann gemäss Anderson um-
gesetzt werden, ohne dass materielle Güter gleich verteilt  werden oder (faire) Chancen-
gleichheit gewährleistet wird.  Demokratische Gleichheit in Andersons Sinne bringt die Ver-
pflichtung mit sich, die Ausbeutung, Unterdrückung, Ausgrenzung und Missachtung von 
Individuen und ganzen Gruppen zu bekämpfen. Um eine Gemeinschaft zu schaffen, in der 
alle als Gleiche anerkannt werden, sind aber auch positive Maßnahmen vonnöten. Zur Prä-
zisierung ihrer Konzeption greift Anderson auf den von Amartya Sen (1980/1982) entwi-
ckelten capability-Ansatz zurück, nach dem allen Menschen der Erwerb gewisser grundle-
gender Fähigkeiten (capabilities) ermöglicht werden soll, welche die Voraussetzung für die 
die Ausübung wertvoller Tätigkeiten (functionings) darstellen. Die Förderung gewisser die-
ser Fähigkeiten, namentlich im kognitiven Bereich, erfordert ein gutes Bildungssystem, das 
allen zugänglich ist. Dieses soll nach Anderson so ausgestaltet sein, dass alle Schüler ein 
grundlegendes Kompetenzniveau erreichen, welches ihnen die vollwertige Teilnahme am 
politischen und ökonomischen Leben der Gemeinschaft möglich macht. Alle Bürger sollen 
beispielsweise gut lesen und schreiben können,  aber nicht jeder muss in der Lage sein, 
schwierige Texte der Literaturtheorie zu verstehen (vgl. dazu Anderson 1999, S. 319). Der 
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Bildungsstand der Bürger soll in diesem Sinne gut genug sein, aber nicht gleich. Alle sollen 
ausreichend gebildet sein, um sich als vollwertige Mitglieder der Gemeinschaft fühlen zu 
können. 
In einem aktuellen Beitrag (2007) entwickelt Anderson ihre Position zur Bildungsgerech-
tigkeit weiter und nimmt dabei eine entscheidende Verschiebung vor. Hier richtet sie ihre 
Aufmerksamkeit auf die Frage des Zugangs zur Elite, und dies bedingt, wie sich heraus-
stellt, dass die von allen zu erreichende Schwelle nicht ausschließlich im Sinne eines be-
stimmten Kompetenzniveaus in zentralen Bereichen definiert werden kann. Wenn man weiß, 
dass eine Person gut lesen gelernt hat, weiß man noch nichts darüber, ob ihr das in einem 
bestimmten sozialen [284] Kontext Zugang zur sozialen Elite – und zu denjenigen Bildungs-
institutionen, welche den Zugang zur Elite ermöglichen – verschafft. Zugang zur Elite zu 
haben, ist aber als integraler Bestandteil eines Konzeption demokratischer Gleichheit zu se-
hen:  Niemand ist  als  vollwertiges Mitglied der demokratischen Gemeinschaft  zu sehen, 
wenn er von Spitzenpositionen von vornherein ausgeschlossen ist. Die Schwelle muss folg-
lich so definiert werden, dass deren Erreichen mit der Chance auf einen weiteren schuli-
schen und beruflichen Aufstieg verknüpft ist. Wo man diese Schwelle ansetzt, hängt davon 
ab, wo man, innerhalb eines bestehenden Bildungssystems, die hauptsächlichen Hindernis-
se für das schulische Fortkommen benachteiligter Gruppen ortet. Im amerikanischen Sys-
tem, so Anderson (ähnlich Satz 2007), bestehe das Hauptproblem im Bereich der zwölfjähri-
gen Grundbildung (K-12 education). Angesichts der gravierenden Ungleichheiten auf dieser 
Stufe sei nicht sichergestellt, dass alle einen fairen Zugang zu höherer Bildung, also zu Col-
leges und Universitäten, hätten. Auf diese Analyse aufbauend gelangt sie zu folgender For-
mulierung: „[E]very student with the underlying potential should be prepared by their pri-
mary and middle schools to be able to successfully complete a college preparatory high 
school curriculum. [...] This yields a high but not unattainable sufficientarian standard for 
fair educational opportunity“ (Anderson 2007, S. 615). Damit ist der Zugang zum Hoch-
schulbereich gesichert, nicht aber Chancengleichheit beim Zugang zu den bekannten Elite-
Universitäten. Allerdings, so Anderson, sei deren Besuch keineswegs als Voraussetzung für 
die Zugehörigkeit zur Elite zu sehen. Ob dies zutrifft, ist letztlich eine empirische Frage. 
Ohnehin ist Andersons Vorschlag eng an bestimmte soziale und schulische Realitäten ge-
bunden und lässt sich deshalb kaum in andere Kontexte übertragen. Im deutschen System 
etwa ist nicht die unterschiedliche Qualität gymnasialer Abschlüsse der Hauptgrund dafür, 
dass Angehörige unterer Schichten im Hochschulbereich untervertreten sind. Vielmehr ge-
langen überdurchschnittlich viele  Kinder aus benachteiligten Familien gar nicht  erst  ins 
Gymnasium.
Hier nun können Andersons Überlegungen die deutsche Reformdiskussion inspirieren: 
Sie nämlich plädiert vehement für ein integriertes Bildungssystem in den ersten zwölf Jah-
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ren.5 Ein gegliedertes System nämlich sondert, wie die deutschen Verhältnisse zeigen, die 
Kinder unterschiedlicher sozialer Herkunft frühzeitig voneinander ab. Dies hat nicht nur 
zur  Folge,  dass  diesen der  Zugang zu  [285] Spitzenpositionen erschwert  wird,  sondern 
auch, dass die zukünftigen Inhaber dieser Positionen schon früh den Kontakt zu benachtei-
ligten Gruppen verlieren. Die soziale Interaktion zwischen Kindern unterschiedlicher Bega-
bung und Herkunft sieht Anderson als wichtige Voraussetzung dafür, dass zukünftige Ent-
scheidungsträger in die Lage versetzt werden, in ihren Entscheidungen auch die Belange 
der Schlechtergestellten zu berücksichtigen. Damit spricht sich Anderson nicht nur gegen 
das selektive Schulsystem deutscher Prägung aus, sondern selbstverständlich auch gegen 
die Schaffung von Eliteschulen für besonders Begabte. Andererseits ist sie der Förderung 
Begabter nicht grundsätzlich abgeneigt, da sie Ungleichheiten im Kompetenzniveau nicht 
an sich als moralisch problematisch einschätzt. Damit diese Ungleichheiten für die Schlech-
tergestellten akzeptabel sind, müssen allerdings zwei Bedingungen erfüllt sein. Erstens: Die 
Vorteile, die aus den besonderen Leistungen der Begabten erwachsen, müssen auch den 
Schlechtergestellten zu Gute kommen. Zweitens: Die weniger Begabten müssen Gewähr da-
für haben, dass auch ihre Beiträge zum Funktionieren des sozialen Lebens in angemessener 
Weise wertgeschätzt werden.
Andersons  Version  einer  Schwellen-Konzeption  der  Bildungsgerechtigkeit  versucht  also 
dem anfangs genannten Einwand Rechnung zu tragen, indem sie die Schwelle, die für alle 
erreichbar sein sollte, sehr hoch ansetzt: Sie nimmt an, dass jede Person, welche das durch 
die Schwellen-Konzeption definierte Bildungsniveau erreicht, gute Chancen auf ein weite-
res schulisches und soziales Fortkommen hat.  Einen anderen Weg wählt Debra Satz (2007), 
die von ähnlichen theoretischen Voraussetzungen ausgeht wie Anderson. Auch sie wendet 
sich gegen die Idee gleicher Bildung oder gleicher Bildungschancen und versucht demge-
genüber die Idee der angemessenen Bildung mit Sinn zu füllen – adequacy statt  equality. Die 
Angemessenheit  eines  Bildungssystems  bemisst  sich  nach  Satz  daran,  ob  es  bürgerliche  
Gleichheit  (civic equality) sicherstellt. Sie hält fest: „If the inequalities of opportunities that 
adequacy permits fail to integrate [...] privileged positions across class and racial lines, the 
adequacy is not adequate to its purpose. This is why adequacy views must look to not only 
the bottom of the distribution but also to the top of the distribution“ (Satz 2007, S. 643). Mit 
Blick  gegen unten definiert Satz eine  Schwelle,  die allen benachteiligten Gruppen ein Mini-
5 Bekanntlich verfügen diejenigen europäischen Staaten,  die bei den PISA-Studien obenauf schwingen, 
über integrierte Bildungssysteme. Dennoch ist die Debatte um das gegliederte deutsche System nicht 
wieder aufgeflammt. Nur vereinzelt wird eine tiefgreifende Reform des Systems gefordert (Oelkers 2004; 
Stojanov 2007). Das unter dem Namen Aktionsrat Bildung auftretende Expertengremium vertritt demnge-
genüber die Auffassung, von einer „Zusammenführung aller Schulformen im Sekundarbereich I“ seien 
keine „positiven Effekte“ zu erwarten (Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft 2007, S. 147).
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mum an Bildung gewährleistet. Mit Blick gegen oben fordert sie faire – nicht gleiche – Chan-
cen beim Zugang zu höherer Bildung und sozialen Spitzenpositionen. Von Fairness in die-
sem Bereich kann – auf der Basis der Idee bürgerlicher Gleichheit – gesprochen werden, 
wenn niemand von zentralen Bereichen des sozialen Lebens ausgeschlossen wird und sich 
als Bürger zweiter Klasse fühlen muss. Dies ist der Fall, wenn Angehörige unterer Schichten 
in substanziellem Masse in höheren Bildungsinstitutionen und sozialen Spitzenpositionen 
vertreten sind. 
[286] Mit diesen Ausführungen kann wohl auch einem der zentralen (egalitaristischen) 
Einwände gegen die Idee  angemessener Bildung begegnet  werden. Dieser beruht auf  der 
Feststellung, dass der Wert von Bildung in hohem Masse positional bestimmt ist: Ihr absolu-
ter Wert für den Einzelnen hängt auch davon ab, wieviel die anderen davon besitzen (vgl. 
Brighouse/Swift 2006; Koski/Reich 2007). Ein Mehr an Bildung nämlich bringt Vorteile im 
Wettbewerb um attraktive Positionen. Es ist in der Tat anzunehmen, dass die Sicherung ei-
nes hohen Grundbildungsniveaus wohlhabende Eltern geradezu dazu einlädt, ihren Kinder 
positionale Vorteile oberhalb dieser Schwelle zu verschaffen. Vor diesem Hintergrund kann 
der Eindruck entstehen, es führe kein Weg am Gleichheitsgedanken vorbei: Nur gleiche Bil-
dung garantiert demnach faire Bedingungen beim Zugang zu Spitzenpositionen. Hier aber 
muss daran erinnert werden, dass es äußerst schwerfällt,  die Idee der Gleichheit im Bil-
dungsbereich sinnvoll auszuformulieren. Die Forderung nach angemessener oder ausrei-
chender Bildung in Satz‘ Sinne wiederum kann die positionale Bedeutung von Bildung be-
rücksichtigen.  Dazu  muss  man  sich  allerdings  von  der  Vorstellung  lösen,  wonach  das 
Gleichheitsdenken wesentlich komparativ, die Rede von Angemessenheit hingegen wesent-
lich nicht-komparativ sei (Satz 2007, S. 625). Was angemessen ist, bestimmt sich erstens in 
Hinblick auf die übergreifende Idee bürgerlicher Gleichheit, zweitens mit Rücksicht auf den 
jeweiligen sozialen, kulturellen und ökonomischen Kontext und  drittens im Vergleich mit 
den Bildungsmöglichkeiten der anderen Gesellschaftsmitglieder. Können diese auf Grund 
ihres ökonomischen Wohlstands oder sozialer Privilegien wesentliche positionale Vorteile 
erlangen, so kann nicht mehr gesagt werden, alle hätten eine faire Chance auf Zugang zur 
Elite.
Fazit
Begabte Schüler haben moralischen Anspruch auf einen ihren Lernvoraussetzungen ange-
messenen Unterricht, einen Unterricht, der ihnen Lernfortschritte und schulisches Wohler-
gehen ermöglicht.6 Von ihrer Förderung ist wohl auch ein sozialer Nutzen zu erwarten, der 
6 Man kann sich fragen, ob Hochbegabte auch im gymnasialen Umfeld leiden. Folgt man Olaf Köller (2007, 
S. 34), so ist das kaum der Fall: „[Hochbegabte und Hochleistende] fühlen sich auch ganz wohl, wenn sie 
am Nachmittag nicht so viele Hausaufgaben erledigen müssen und auch dann nicht schlecht, wenn sie 
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sich aber nur entfalten kann, wenn wichtige soziale Positionen tatsächlich an die dafür Ge-
eigneten vergeben werden.  Zum Anforderungsprofil  von Elite-Positionen in  demokrati-
schen Gesellschaften gehört, [287] neben herausragenden kognitiven Fähigkeiten, auch eine 
Sensibilität für die Belange der Benachteiligten. Es ist zu fragen, was getan werden kann, 
um diese Tugend bereits im Prozess der Bildung von Eliten zu fördern. Anderson setzt hier 
vor  allem auf  die  persönliche  Interaktion zwischen Angehörigen  unterschiedlicher  Her-
kunft und Begabung. Integrierte Schulformen dienen diesem Ziel zweifellos besser als eine 
frühe Segregation der verschiedenen Schülergruppen. Gegliederte Schulformen berauben 
nicht nur die potenziellen Angehörigen der Elite der Kontaktmöglichkeiten mit anderen so-
zialen Gruppen, sondern erschweren zudem letzteren den Zugang zu attraktiven sozialen 
Positionen.  Die  Mechanismen  der  schulischen  Selektion  nämlich  führen  innerhalb  des 
Schulsystems zu einer Segregation entlang sozialer Kriterien. Dies gilt auch für Auswahl-
prozesse in der Begabtenförderung, am stärksten dort, wo eigene Institutionen für Hochbe-
gabte – insbesondere Elite-Gymnasien – geschaffen werden. Auch bei Fördermaßnahmen 
innerhalb der bestehenden gymnasialen Strukturen gilt vermutlich: Je weniger selektiv die-
se sind, desto geringer fallen die Nachteile für die Schüler aus sozial schwachen Familien 
aus. Deshalb ist, auch wenn auf die Bildung leistungshomogener Lerngruppen wohl nicht 
ganz verzichtet werden kann, integrierten Formen der Begabtenförderung der Vorzug zu 
geben.7 
In modernen Demokratien allerdings ist kein Bildungssystem denkbar, das sich nicht – 
zu einem früheren oder späteren Zeitpunkt – in unterschiedliche Richtungen verzweigt. 
Nach neun – allenfalls nach zwölf – Schuljahren bietet sich eine Aufteilung in Berufsbil-
dung und akademische Bildung an. Wie oben (2.1) deutlich wurde, ist es wenig sinnvoll, 
den Schülern gleiche Chancen auf Zugang zu den unterschiedlichen Bildungsgängen zu ver-
sprechen. Versteht man dies in einem starken Sinne, so erübrigt es sich angesichts der un-
terschiedlichen Leistungsfähigkeit der Schüler ohnehin. In einem schwachen Sinne verstan-
den – als Diskriminierungsverbot – vermag es nicht zu halten, was es verspricht, da es ge-
genüber der Ausgestaltung von Anforderungsprofilen indifferent ist. 
Selbstverständlich wird man einem Lehrmeister erlauben, für eine Lehrstelle jemanden 
auszuwählen, der im umfassenden Sinne dorthin passt, auch wenn er vielleicht schlechtere 
Schulnoten mitbringt als andere Bewerber. Ähnlich gilt für höhere Bildungsanstalten, deren 
im Unterricht abschalten können“. Demnach besteht hier – aus Sicht der Schüler – kein dringender Be-
darf zur Schaffung von Programmen und Insitituionen zur Begabtenförderung.
7 Nicht-selektive Förderung steht vor der Herausforderung, Unterrichtsangebote zu entwickeln, die von 
unterschiedlich leistungsfähigen Schüler gewinnbringend genutzt werden können. Dies ist wohl am ehe-
sten  mit  Unterrichtsformen  zu  gewährleisten,  welche  den  Schülern  durch  offen  gestaltete  Aufträge 
selbstgesteuertes Lernen ermöglichen (vgl. dazu Möllenbrink 2006; Risse 2006). 
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Anforderungsprofile sich zunehmend diversifizieren. Ein Gerechtigkeitsproblem entsteht, 
wenn sich Elite-Institutionen herausbilden, die erstens ihr Anforderungsprofil auf die Ange-
hörigen der oberen Schichten ausrichten und  zweitens privilegierten Zugang zu anderen 
prestigeträchtigen  Bildungsgängen  und  zu  sozialen  Spitzenpositionen  versprechen.  Die 
[288] Existenz solcher Schulen gefährdet  die  demokratische oder bürgerliche  Gleichheit, 
weil dadurch die Angehörigen unterer Schichten faktisch vom Zugang zu Spitzenpositio-
nen ausgeschlossen sind. 
Dies gilt umso mehr, wenn der Zugang zu diesen Schulen durch hohe finanzielle Hür-
den behindert ist. Andererseits verbietet die Idee demokratischer Gleichheit in Andersons 
oder Satz‘ Verständnis private Aufwendungen für Bildung – und damit privat finanzierte 
Bildungsinstitutionen – nicht. Auch mit Blick auf die deutschen Verhältnisse erscheint es 
nicht angemessen, Eltern private Bildungsinvestitionen zu untersagen. Viele dieser Investi-
tionen dienen – selbst im Bereich der Begabtenförderung - nicht primär dem Ziel, den Kin-
dern einen Vorteil im Rennen um Spitzenpositionen zu verschaffen: Wohlhabende Eltern 
sind beispielsweise bereit, private Mittel für eine Spezialschule aufzuwenden, wenn sie zur 
Einschätzung gelangen, dass die öffentliche Schule den spezifischen Bedürfnissen ihres als 
hochbegabt eingestuften Kindes nicht gerecht wird. Damit erfüllen sie den individuellen 
Anspruch ihres  Kindes auf  einen angemessenen Unterricht.  Das Problem besteht  darin, 
dass sich selbst eine mittelständische Familie ähnliche finanzielle Aufwendungen mögli-
cherweise nicht leisten kann. Solange man private Bildungsanbieter zulässt, wird man nicht 
verhindern können, dass Familien mit hohem sozioökonomischem Status in diesem Bereich 
mehr Optionen offen stehen als den Angehörigen unterer Schichten. Um dennoch Fairness 
im Bildungssystem zu gewährleisten, muss sichergestellt werden, dass die Qualität der kos-
tenlos zugänglichen Angebote auf der Höhe der privat finanzierten Institutionen bleibt. Die 
öffentliche Schule muss sich, gerade im Bereich der Begabtenförderung, der Konkurrenz 
durch private Anbieter stellen, ohne dass von ihr verlangt werden kann, jedes Angebot zu 
kopieren. Will man jeder Person eine faire Chance auf Zugang zur Elite gewährleisten, so 
muss verhindert werden, dass die besten oder angesehensten Schulen und Universitäten 
den Kindern aus privilegierten Familien vorbehalten sind. 
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